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Vorwort
Mit dem jährlichen Friedrich-Ebert-Gedächtnis-Vortrag erinnert
die Stiftung Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte an
Leben und Werk ihres Namensgebers mit Themen, die seinerzeit
den Sozialdemokraten und Staatsmann beschäftigten, die aber
auch heute noch diskutiert werden und von zentraler Bedeu-
tung sind.
Am 9. November 2018 jährt sich zum 100. Mal der Tag, an dem
Friedrich Ebert im Zeichen von Kriegsniederlage und Revolution
von Max von Baden die Reichskanzlerschaft und damit die poli-
tische Verantwortung übernahm. Dies war ein historischer Mark-
stein auf dem Weg in die Demokratisierung. Mit Blick auf diese
Ereignisse 1918 wählte die Stiftung als Jahresthema für 2018
„Revolution! Evolution!“. Die für Deutschland elementare Frage der
zukünftigen Entwicklung nach dem Zusammenbruch des Kaiser-
reiches stellte sich am Ende des Ersten Weltkrieges europaweit. 
Diese europäische Dimension des Umbruchs analysiert Prof.
Dr. Peter Brandt, von 1990 bis 2014 Leiter des Lehrgebiets
Neuere deutsche und europäische Geschichte an der FernUni-
versität Hagen und Mitglied des Vorstandes unserer Stiftung,
im Rahmen des 11. Friedrich Ebert-Gedächtnis-Vortrages, den
er am 6. Februar 2018 im Friedrich-Ebert-Haus in Heidelberg
gehalten hat. Peter Brandt liefert ein prägnantes Bild von der
Bedeutung und Langzeitwirkung dieser Phase der Neugestaltung
in den Jahren 1917 bis 1921 und bettet die im Zentrum stehende
Entwicklung Deutschlands in den europäischen Kontext ein.
So fügt sich dieser Beitrag in besonderer Weise in den Stiftungs-
auftrag ein, über den historischen Diskurs die Erinnerung an
Friedrich Ebert, den Mitbegründer der ersten deutschen Demo-
kratie, wachzuhalten, die Geschichte seiner Zeit zu vermitteln
und über eine kritische Auseinandersetzung mit der Vergangen-
heit unsere Grundwerte zu stärken.

Prof. Dr. Walter Mühlhausen 
Geschäftsführer und Vorstandsmitglied
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I. Einführung

Die beiden konzeptionellen Grundgedanken sind folgende:
Die zumindest in West- und Mitteleuropa erreichte und an die
Peripherie ausstrahlende kapitalistische Industrialisierung
(übrigens verbunden mit einem ökonomisch, aber nicht allein
ökonomisch geprägten Globalisierungsschub) setzte um 1900
den Übergang zum modernen Interventionsstaat und – ver-
bunden damit – eine Anpassung der traditionellen Politikfor-
men auf die Tagesordnung. Die Mobilisierung der Massen,
hauptsächlich, aber nicht allein durch die sozialistische Ar-
beiterbewegung, richtete sich gegen die Einengung des po-
litischen Entscheidungsprozesses auf eine schmale Schicht
von Aristokraten, hohen Beamten und bürgerlichen Honora-
tioren. Dabei ging es einerseits um die Demokratisierung des
Wahlrechts für Männer (das innerhalb Europas zuerst 1906
in Finnland eingeführte Frauenwahlrecht wurde jetzt immer-
hin thematisiert), andererseits um die Parlamentarisierung der
Regierung, zudem um die nachhaltige Stärkung der eigent-
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lichen Volksvertretungen gegenüber den aristokratisch oder
oligarchisch besetzten Ersten Kammern.
Die bestehenden Staatsordnungen waren vor 1914 vorder-
gründig stabil und die Formen der politischen und sozialen
Auseinandersetzungen trotz repressiver Züge, so in Deutsch-
land, aber nicht nur dort, seit 1871 relativ gewaltfrei. Wäh-
rend im Deutschen Kaiserreich – durchaus einem Rechts- und
Verfassungsstaat und einer in mancher Hinsicht hochmoder-
nen Gesellschaft – die Exekutive nach wie vor im alleinigen
Auftrag des Monarchen fungierte und die geschriebene wie
die ungeschriebene Verfassung bei sukzessivem Machtzu-
wachs des Reichstags den Durchbruch zum parlamentari-
schen Regime blockierte, war Großbritannien, um nur dieses
Beispiel der angeblich ersten Demokratie der Welt dagegen-
zusetzen, schon seit den 1830er Jahren eine parlamentarische
Monarchie; es hinkte aber bei der schrittweisen Ausdehnung
des Wahlrechts weit hinter Deutschland her; dort galt,
jedenfalls auf Reichsebene, seit 1867 bzw. 1871 das allge-
meine, gleiche Stimmrecht für Männer ab 25. Die Hochphase
des Imperialismus war also zugleich die Zeit des Aufbruchs
zur Massendemokratie – einschließlich der wachsenden Be-
reitschaft auch bürgerlicher Parteien, sozialstaatliche Siche-
rungssysteme zu installieren.
Es gab reale Anhaltspunkte für die Erwartung, dass es den
in etlichen Ländern schon wählerstärksten sozialistischen
Parteien, teilweise im Bündnis mit liberalen bürgerlich-bäuer-
lichen Kräften, in einer Kombination parlamentarischer Ini-
tiativen und außerparlamentarischer Aktionen, so des Mas-
senstreiks, wie er u. a. mehrfach in Belgien zur Anwendung
kam, nach und nach gelingen würde, die retardierenden
Herrschaftselemente in Staat und Gesellschaft zurückzudrän-
gen und die bestehenden Institutionen zu immer weiteren
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demokratisierenden Reformen sowie außerdem zu einer
außenpolitischen Verständigung zwischen den „Kulturvölkern“
zu veranlassen. Die Zeit der Barrikadenrevolutionen des mitt-
leren 19. Jahrhunderts war erkennbar vorbei; die vollständige
Durchsetzung der politischen Demokratie, nicht unbedingt
in konstitutioneller Kontinuität, aber friedlich, sollte nicht
nur den Weg zum Sozialismus ebnen; dessen Verfassungs-
form würde die möglichst wenig eingeschränkte parlamen-
tarisch-demokratische Republik sein – und für eine Über-
gangszeit mochte vielleicht sogar eine monarchische Spitze
toleriert werden können. Eine solche, hier vereinfacht darge-
stellte, Perspektive, die jedenfalls in West-, Nord- und Mittel-
europa, in der Arbeiterbewegung schon vor 1914 dominierte,
bewegte sich im Grenzbereich von Reform und Revolution,
wenn man letztere, wie es in der Sozialdemokratie üblich war,
inhaltlich und nicht durch ihre Formen definierte. 

II. Europa am Ende des Ersten Weltkriegs

Um die Problematik zu verdeutlichen, möchte ich zunächst
auf das schwedische Beispiel hinweisen. Verglichen mit Däne-
mark und Norwegen ähnelten die staatlichen und gesell-
schaftlichen Verhältnisse Schwedens vor 1914 am ehesten
denen des Deutschen Kaiserreichs: eine dualistische Verfas-
sung, eine konservative und monarchistisch ausgerichtete
Beamtenschaft samt Offizierskorps, ein relativ starkes „jun-
kerliches“ Element. Getragen von einem lockeren liberal-
sozialistischen Bündnis war bis 1907 das allgemeine Männer-
wahlrecht für die Zweite Kammer erkämpft worden. Die
Parlamentarisierung der Exekutive wurde einer Mitte-Links-
Regierung 1917 (Schweden blieb im Ersten Weltkrieg neutral)
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zugestanden, aber erst 1921 offiziell von der Krone bekräf-
tigt. Dazwischen lag, im Gefolge der deutschen Vorgänge
Mitte November 1918, die als „demokratischer Durchbruch“
bezeichnete Verwirklichung des Frauen- und Proportional-
wahlrechts, die Anpassung des kommunalen Wahlrechts
und die weitgehende Demokratisierung des Stimmrechts
für die Erste Kammer; dafür mobilisierte die  Sozialdemokra-
tie im November 1918 ihre Anhängerschaft in großen De-
monstrationen. Das war unausgesprochen die Drohung mit
dem Umsturz; seitens der Basis machte sich die Forderung
nach der Republik geltend, und die Konservativen, mit denen
gleichzeitig intensiv verhandelt wurde, gaben schnell ihren
Widerstand auf. Dass Schweden dann eine stabile Demokra-
tie und in der weiteren Folge ein modellartig avancierter
Wohlfahrtsstaat wurde, lag am politischen Geschick der so-
zialdemokratischen Führung, die eine klare reformstrate-
gisch-gradualistische Konzeption entwickelte und weitgehend
umsetzen konnte. Dabei gab sie allerdings die Vorstellung
eines qualitativen Bruchs zwischen Kapitalismus und Sozia-
lismus auf. Der schwedische Fall veranschaulicht andererseits,
dass die, sei es reformerische, sei es revolutionäre Lösung
einer gegebenen krisenhaften Situation nicht allein und u. U.
nicht in erster Linie von den progressiven Akteuren abhing.
Das Gegenstück zu Schweden bildete Finnland, wo es in den
ersten Monaten des Jahres 1918 zu einem regelrechten
Bürgerkrieg kam, dessen Ergebnis den weiteren Handlungs-
möglichkeiten der Arbeiterbewegung einen engen Rahmen
setzte. Bei den Ereignissen von 1917/18 handelte es sich of-
fenkundig nicht um einen gezielten Versuch der finnischen
Sozialdemokraten, analog dem bolschewistischen Umsturz
vom November 1917 gewaltsam die Macht zu übernehmen.
Auch spielten die noch im Lande stehenden, revolutionär be-
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einflussten russischen Truppen militärisch keine wesentliche
Rolle, anders als das kaiserlich-deutsche Expeditionskorps,
das Anfang April 1918 an Land ging, um die „Weißen“ zu un-
terstützen. Vielmehr muss man von einem eher spontanen
Eskalationsmechanismus ausgehen, der durch wechselseitige
Fehlwahrnehmung der Führungsgruppen noch verstärkt
wurde. Er ging aus von der Verschärfung der Versorgungslage
und der wirtschaftlichen Lähmung im Sommer und Herbst
sowie von der Bildung eines rein bürgerlichen Senats nach
den Oktoberwahlen des Jahres 1917.

Die finnische Sozialdemokratie, obwohl mit Abstand die wäh-
lerstärkste, nicht zuletzt auch auf Landarbeiter und Klein-
bauern gestützte Partei, hatte unter den Bedingungen des zum
Zarenreich gehörenden Großfürstentums wenig Gelegenheit
erhalten, praktisch-parlamentarische Politik zu gestalten.
Eine abstrakte programmatische Intransigenz konnte auf-
rechterhalten werden, ohne dass interne Differenzierungen
offen thematisiert und diskutiert werden mussten. Der vom
sozialistischen Rat der Volksbeauftragten während des Bür-

Festredner Prof. Dr. Peter Brandt (erste Reihe 2. v. l.), eingerahmt von Kuratori-
umsmitglied Claus Wichmann (MdL a. D.) und Vorstandsmitglied Roland Haag
(r.); rechts: Prof. Gert Weisskirchen (MdB a. D.).
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gerkriegs vorgelegte Verfassungsentwurf zielte indessen nicht
auf ein Rätesystem, sondern auf eine konsequente parlamen-
tarische Demokratie ab. Nach einer Phase der militärischen
Überlegenheit geriet die „rote“ Seite während des nur einige
Wochen dauernden Bürgerkriegs ins Hintertreffen, als sich
die Führung der „Weißen“ durch professionelle Offiziere aus-
wirkte. Ferner bekamen die roten Behörden die Verwaltungs-
und Versorgungsaufgaben in ihrem Herrschaftsgebiet nicht
in den Griff. Von insgesamt fast 40.000 Toten starben rund
7.000 im Kampf. Von etwa 80.000 zeitweilig internierten
Roten kamen etwa 12.000 in Gefangenenlagern um. Insge-
samt gab es 68.000 Verurteilungen; etwa die Hälfte der 555
Todesurteile wurde vollstreckt. Das Ergebnis des Bürgerkriegs
war nicht nur eine tief gespaltene Arbeiterbewegung, son-
dern auch eine lange defekte, zeitweise autoritär verformte
Demokratie. 
Der zweite Grundgedanke dieses Vortrags hebt auf den inter-
nationalen Charakter des Epochenbruchs der Jahre 1917 bis
1920/21 ab, wobei der letztlich kriegsentscheidende und
auch für die Nachkriegszeit bestimmende Eintritt der USA in
den Ersten Weltkrieg und die einige Wochen vorher mit dem
Sturz des Zarismus in Russland eingeleitete Revolution schon
auf den ersten Blick eine Zäsur markieren. Es ist unzurei-
chend, die Abläufe in den verschiedenen Ländern, obwohl
jeweils spezifisch geprägt, nur für sich bzw. nebeneinander
zu betrachten. Es gab ganz wesentlich einen trans- und in-
ternationalen Zusammenhang des Geschehens.
Zunächst sei ein Aspekt angesprochen, der allzu häufig über-
sehen wird: Die systematische Gewalt, auch die militärische
Gewalt, hörte weder mit den Waffenstillständen zwischen
den Mittelmächten und den Alliierten im Herbst 1918, noch
mit den Friedensschlüssen der Jahre 1919/20 auf. Vielmehr



13

FR IEDR ICH-EBERT-GEDÄCHTNIS-VORTRAG 2018

verschwammen die Grenzen zwischen Bürgerkriegen und
zwischenstaatlichen Kriegen, die sich im östlichen Europa
unmittelbar an das Weltkriegsgeschehen anschlossen, als das
multinationale Imperium Österreich-Ungarn (wie auch das
Osmanische Reich) zerfiel und Russland, dann auch Deutsch-
land als militärisch Besiegter entscheidend geschwächt war.
Die stärkste Siegermacht USA hatte unter ihrem Präsidenten
Woodrow Wilson das nationale Selbstbestimmungsrecht als
Kriegsziel proklamiert, das dann aber höchst selektiv ange-
wandt wurde. Wilsons globales politisches Programm drückte
keineswegs nur einen weltfremden Idealismus aus; die an-
gezielte „One World“ auf der Grundlage des internationalen
Freihandels entsprach dem ökonomischen Interesse der USA.
In den 14 Punkten vom Januar 1918, auf die sich die Deut-
schen später beriefen, war von der Verbreitung der Demo-
kratie keine Rede. Ungeachtet dessen wirkten sie verstärkend
und beschleunigend auf demokratische und nationaleman-
zipatorische Bestrebungen in Mittel- und Osteuropa sowie
in der südlichen Hemisphäre des Globus.
Im europäischen Osten gab es keine halbwegs eindeutigen
Grenzen zwischen den Sprach- bzw. Volksgruppen. Die Ethnien
lebten in hohem Maß in einer Gemengelage. Das bedeutete,
dass die neuen Staaten, die homogene Nationalstaaten sein
wollten, faktisch Nationalitätenstaaten waren, die den Min-
derheiten aber keine oder kaum Autonomierechte zubilligten.
So bestand die Bevölkerung Polens in den Grenzen von 1921
fast zu einem Drittel aus nationalen Minderheiten, darunter
auch eine deutsche.
Bei den ostmitteleuropäischen, südosteuropäischen und ost-
europäischen Konvulsionen liefen demokratische, sozial- und
nationalreformerische, sozial- und nationalrevolutionäre
sowie massiv konterrevolutionäre bzw. rechtsnationalistische
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Bestrebungen parallel und verbanden sich teilweise in ver-
schiedenen Kombinationen. In den Jahren nach dem offiziel-
len Ende des Weltkriegs wurden in Europa bei Kampfhand-
lungen über vier Millionen Menschen getötet, zusätzlich zu
den Millionen, die verhungerten oder durch Hunger ge-
schwächt an der Spanischen Grippe starben. Allein in dem
polnisch-russischen Krieg von 1919/20 kam eine Viertelmil-
lion ums Leben. Die Grausamkeit, mit der beide – oder besser:
alle – Seiten im russischen Bürgerkrieg gegen Feinde wie
gegen die Zivilbevölkerung vorgingen, stellte die Schrecken
des Weltkriegs in den Schatten. Dazu gehörten massenhafte
antisemitische Pogrome und Massaker, für die vor allem die
russischen konterrevolutionären Truppen, die Weißen, ver-
antwortlich waren. Außerhalb von Russland gab es übrigens
ein drastisches Gefälle zwischen revolutionärem und gegen-
revolutionärem Terror, soweit sich beides klar unterscheiden
lässt. Das Verhältnis der Opferzahlen von eins zu fünf bis eins
zu zehn dürfte nicht übertrieben sein.
Mit dem Frühjahr 1917 hatte ein beispielloser Aufschwung
der europäischen Arbeiterbewegung eingesetzt. Er hielt drei
bis vier Jahre an und endete dann in der Wirtschaftsdepres-
sion (der ersten kapitalistischen Nachkriegskrise, die Deutsch-
land, auch infolge der Inflation, mehrere Jahre hinaus-
schieben konnte) und mit dem Wiedererstarken der bürger-
lichen Ordnung (in Italien im Aufkommen des Faschismus).
Der Aufschwung der Jahre von 1917 bis 1920/21 erfasste
mehr oder weniger die meisten Länder Europas, die am Ersten
Weltkrieg beteiligten, die neutralen und die neu gegründeten
Staaten. Er schloss sowohl die reformerische als auch die re-
volutionäre Richtung ein. Nicht nur in den Nachfolgestaaten
der geschlagenen Mittelmächte Deutschland und Österreich -
Ungarn, sondern auch in einer ganzen Reihe west- und nord-
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europäischer Staaten, nicht zuletzt in Großbritannien, traten
kurz nach Kriegsende demokratisierende Wahlrechtsände-
rungen in Kraft. Die gewerkschaftlichen Verbände expandier-
ten teilweise explosionsartig und konnten vielfach lang-
jährige Forderungen der Arbeiterbewegung nach allgemeiner
Arbeitszeitverkürzung und nach erweiterter sozialer Siche-
rung sowie beträchtliche Reallohnerhöhungen durchsetzen.
Es kam vermehrt zu sozialdemokratischen Regierungsbetei-
ligungen.
Parallel dazu und teilweise damit kombiniert wurden etliche
Länder Europas, hauptsächlich, aber nicht ausschließlich
unter den Verlierern des Krieges, von der im engeren Sinn
revolutionären Welle erfasst, die im März 1917 in Russland
angestoßen worden war. Schon im Mai/Juni 1917, um ein be-
sonders dramatisches Beispiel zu erwähnen, antworteten die
Franzosen den Russen nicht nur mit massiven Streiks, son-
dern auch mit einer ausgedehnten Meuterei der Fronttrup-
pen. Im Herbst 1920 war die sozialistische Arbeiterbewegung
dann praktisch überall wieder in die Defensive geraten, selbst
in Österreich, wo durch den territorialen Zerfall der Habsbur-
ger-Monarchie und die weitgehende Bewahrung der politi-
schen Einheit der Arbeiterbewegung in mancher Hinsicht
günstige Voraussetzungen für einen entschiedenen Neube-
ginn bestanden.
In Ungarn, das den Kern der anderen Reichshälfte der Donau-
monarchie ausgemacht hatte, regierte zu diesem Zeitpunkt
bereits „Reichsverweser“ Nikolaus von Horthy in einer Quasi-
Diktatur, die aus dem Sieg der von den Westmächten unter-
stützten Nachbarstaaten Rumänien und Tschechoslowakei
sowie der ungarischen Gegenrevolutionäre über die Rätere-
publik des Frühjahrs und Sommers 1919 hervorgegangen war,
die einzige gesamtnationale Räterepublik, die westlich Russ-
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lands, übrigens nicht nur von Kommunisten und Linkssozia-
listen, errichtet worden war. Im Innern scheiterte diese haupt-
sächlich am Fehlen einer elaborierten Bündnispolitik gegen-
über den Bauern.
Von Österreich und Ungarn sowie dem Sonderfall Bulgarien
mit jahrelanger Vorherrschaft einer linksgerichteten Bauern-
partei abgesehen, konnten die Sozialisten weder in den neu-
tralen oder neu gegründeten noch in den Siegerstaaten einen
bestimmenden Einfluss auf die Staatsmacht erringen. Am
offenkundigsten war die Behauptung des Bürgertums in
Großbritannien und Frankreich. In Britannien, wo seit 1915
ebenfalls eine soziale und zunehmend politisierte Protestbe-
wegung entstanden war – ausgehend von den Engineers am
schottischen Clyde – und 1920 in einem zweiwöchigen lan-
desweiten Bergarbeiterstreik einen Höhepunkt fand, stand
die größte Kraftprobe noch bevor: der Generalstreik von
1926. Unmittelbar nach dem Krieg, im Dezember 1918, siegte
trotz enormer Stimmengewinne der Labour Party, die erst
jetzt zur Hauptoppositionspartei wurde, die liberal-konser-
vative Koalition von David Lloyd George. Noch deutlicher
nach rechts ausschlagend gingen die französischen Wahlen
vom November 1918 aus, die der von Georges Clemenceau
geführte Bloc National der Rechts- und Mittelparteien ge-
wann. Ebenso wie Lloyd George konnte Clemenceau die in-
nenpolitischen Früchte seiner vor dem Herbst 1918 auf
Siegfrieden setzenden Kriegspolitik ernten, während der Zu-
wachs an sozialistischen Stimmen nicht ausreichte, einen
Wechsel herbeizuführen. Allerdings ging die Linksentwick-
lung der französischen Arbeiterbewegung weiter als die der
englischen (die Mehrheit der französischen Sozialisten
stimmte zunächst für den Anschluss an die Kommunistische
Internationale), ohne dass die Sozialisten sich in den sozialen
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Erschütterungen der Nachkriegszeit durchsetzen konnten.
In dem schwersten Kampf dieser Jahre, dem landesweiten
Ausstand der Eisenbahner vom Mai 1920 als Teil einer großen
Streikwelle, mussten die französischen Gewerkschaften eine
Niederlage einstecken.
Labil blieb über das Jahr 1920 hinaus die Lage Italiens,
das formell zu den Siegermächten gehörte, dessen Kriegs-
eintritt – gegen den Widerstand der gesamten Sozialistischen
Partei und anderer von etablierten Machtpolitikern und einer
bürgerlich-nationalistischen Bewegung durchgesetzt – aber
im Hinblick auf den territorialen Gewinn nur einen „verstüm-
melten Sieg“ zur Folge gehabt hatte. Die Sozialisten wurden
bei den Parlamentswahlen vom November 1919 stärkste Par-
tei, blieben aber weiter unterhalb der Mehrheit. Die Unruhen
und Massenstreiks des „biennio rosso“ in Industrie und Land-
wirtschaft, denen in Spanien „drei bolschewistische Jahre“
entsprachen, gipfelten in den Fabrik- und Landbesetzungen
des Spätsommers 1920, wodurch de facto die Machtfrage
gestellt war. Dass die Sozialistische Partei und die Gewerk-
schaften vor dem Umsturz zurückschreckten und auch das
selbstgesteckte Ziel der Fabrikkontrolle verfehlten, deutete
die neue faschistische Bewegung Benito Mussolinis als An-
zeichen für die innere Schwäche der sozialistischen Linken.
Mit Unterstützung von Teilen des etablierten Staatsapparats
und der besitzenden Klassen traten die Faschisten – zunächst
auf lokaler Ebene – zum, vielfach bewaffneten, Kampf und
Terror gegen die Arbeiterbewegung an.
Die italienische Entwicklung der Jahre 1919/20 war ein Aus-
druck jener Radikalisierung großer Teile der Arbeiterschaft
Europas, die gerade infolge von Fehlschlägen oder vermeint-
lich unzureichenden Erfolgen der tradierten Organisationen
beschleunigt wurde. Die Vorstellung des reformerischen
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Flügels, angesichts der veränderten Kräfteverhältnisse die
Stellung der organisierten Arbeiterschaft auf der institutio-
nellen Ebene zu stärken, um dann in einem langen Ringen
im Rahmen einer demokratischen Verfassung die Machtpo-
sitionen des Privatkapitals Schritt für Schritt zurückzudrän-
gen und so die Gesellschaft qualitativ zu ändern, widersprach
der Stimmungslage, aber auch der durch den Krieg und die
damit mehr oder weniger verbundene innenpolitische Un-
terdrückung und soziale Not bestimmten Erfahrung einer
großen Zahl von Lohnabhängigen. Die martialische Losung
Lenins von 1914 – damals in hoffnungsloser Isolation –:
„Umwandlung des imperialistischen Krieges in den Bürger-
krieg“, erschien nach vier Jahren des Völkermordens vielen
nicht mehr abwegig.
Die Träger des Arbeiterradikalismus dieser Periode waren so-
wohl bestimmte Gruppen qualifizierter Facharbeiter als auch
un- und angelernte, vielfach erst durch den Krieg ins mo-
derne Fabriksystem integrierte, zu spontaner Rebellion nei-
gende Arbeiterschichten. Das Modell, an dem sich der radikale
Flügel nach 1917 mehr und mehr orientierte, war Sowjet-
russland, das einzige Land, das eine, wie es schien, erfolgrei-
che sozialistische Revolution durchgeführt hatte und daher
als eine reale Alternative zur bürgerlich-kapitalistischen
Ordnung galt; und die Niederlagen der Jahre 1919/20 ver-
stärkten noch die Bindung der Linksradikalen an die neue in-
ternationale Führung in Moskau als einzige stabile Bastion
des Weltproletariats.
In Russland hatten die Bolschewiki den Bürgerkrieg gegen
die Weißen im Winter 1919/20 im Wesentlichen für sich ent-
schieden, auch wenn die Kämpfe noch eine Zeitlang weiter-
gingen. Der Angriff Polens, das die akute Schwäche des
russischen Staates zu Eroberungen nutzen wollte, und die



19

FR IEDR ICH-EBERT-GEDÄCHTNIS-VORTRAG 2018

erfolgreiche, bis Warschau vorstoßende Gegenoffensive der
Roten Armee im Sommer 1920 ließen die „Weltrevolution“ in
einem ganz unmittelbaren Sinn für einen Moment noch ein-
mal in den Bereich des Möglichen rücken – als Kombination
von Revolutionskrieg und Aufstandsbewegung. Der franzö-
sisch unterstützte polnische Abwehrsieg vor Warschau vom
August 1920 versperrte diesen Weg. Er schuf damit die Vor-
aussetzung für einen russischen sogenannten „Sozialismus in
einem Land“, den die führenden Bolschewiki ursprünglich
weder angestrebt noch für möglich gehalten hatten und auf
den der eine Teil der europäischen Arbeiterbewegung, der
sich in den kommunistischen Parteien sammelte, jetzt als Ge-
währ des letztendlichen, lediglich verzögerten Sieges einge-
schworen wurde.
Die Bindung eines großen Teils des europäischen Linksradi-
kalismus an das dogmatisierte Partei- und Revolutionsmodell
der Bolschewiki und – mehr noch – an die außenpolitischen
Interessen des Sowjetstaates trug dazu bei, die Spaltung der
Arbeiterbewegung unüberbrückbar zu machen; sie wirkte,
auch aus linkssozialistischer Sicht, zunehmend destruktiv. 
In Russland selbst waren erhebliche Teile gerade der radika-
len, probolschewistischen Industriearbeiterschaft schon bald
nach dem Jahr 1917 in Opposition zu den Kommunisten
geraten. Der überwiegend rätesozialistisch orientierte Kron-
städter Aufstand vom Februar/März 1921 machte diesen Pro-
zess sichtbar. Die Niederschlagung des Aufstands mit äußer-
ster Härte kappte die emanzipatorische Strömung in der
Russischen Revolution. Die Einführung der gemischtwirt-
schaftlichen „Neuen Ökonomischen Politik“ (NEP) ging nicht
zufällig Hand in Hand mit der Unterdrückung der Arbeiterop-
position, dem endgültigen Verbot der anderen sozialistischen
Parteien und dem Ende der innerparteilichen Demokratie der
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Bolschewiki (Fraktionsverbot). Die Konsolidierung der Sowjet-
macht fügt sich insofern durchaus ins Bild.

III. Der deutsche Fall

In Deutschland hatte der Erste Weltkrieg, wie anderswo auch,
alle in der Gesellschaft strukturell angelegten Widersprüche
aktualisiert und verschärft. Spätestens seit dem Frühjahr 1917
lässt sich von einer Massenbewegung der Arbeiterschaft spre-
chen, die sich gegen die unzureichende Lebensmittelversor-
gung, gegen politische Unterdrückung und die Kriegspolitik
der Herrschenden wandte. Der soziale Protest und das Frie-
densverlangen wurden besonders durch den Sturz des Zaris-
mus und die revolutionäre Entwicklung in Russland bestärkt.
Die SPD hatte sich 1914 dem „Burgfrieden“ angeschlossen,
wobei, neben der Einschätzung des Krieges als eines Verteidi-
gungskriegs, auch die Hoffnung auf innenpolitische Reformen
eine Rolle spielte. Von der Parteimehrheit spaltete sich – end-
gültig Ostern 1917 – die USPD ab, eine relativ lose Föderation
aller kriegsgegnerischen Gruppen der Sozialdemokratie; zu
ihr gehörte neben dem führenden Theoretiker des Parteizen-
trums, Karl Kautsky, z. B. auch der Protagonist des sogenann-
ten Revisionismus, Eduard Bernstein, außerdem die kleine,
radikal-linke Spartakusgruppe mit Karl Liebknecht und Rosa
Luxemburg.
Nach den Entbehrungen der Kriegszeit war auch außerhalb
der Arbeiterschaft die Vorstellung weit verbreitet, dass es zu
grundlegenden Neuerungen kommen müsse, um die Sterili-
tät des wilhelminischen Obrigkeitsstaats zu überwinden. Es
war eine diffuse Aufbruchstimmung, die bei Enttäuschungen
schnell wieder umschlagen konnte. 
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Zwar trieben die Parlamentsfraktionen der späteren Weima-
rer Koalition, neben den Sozialdemokraten die Linksliberalen
sowie die Zentrumskatholiken (und somit die Reichstags-
mehrheit), in der zweiten Kriegshälfte die faktische Parla-
mentarisierung des Kaiserreichs voran und forderten einen
Verständigungsfrieden mit den Kriegsgegnern, doch ver-
mochten sie die in zentralen Bereichen fast diktatorische
Machtposition der Obersten Heeresleitung nicht zurückzu-
drängen, geschweige denn zu brechen. Weil dem Kaiser und
seinem Reichskanzler zwischen den Parlamentarisierungsbe-
strebungen und der Tendenz zur Militärdiktatur kaum noch
ein eigener Entscheidungsspielraum blieb, war die Monarchie
am Ende des Weltkriegs ausgehöhlt. 
Die nach dem Eingeständnis der militärischen Niederlage im
Frühherbst 1918 im Gefolge der gescheiterten Westoffensive
von der Obersten Heeresleitung initiierte sogenannten Ok-
tober-Reform machte Deutschland zu einer parlamentarischen
Monarchie nach britischem Vorbild. Der neuen Regierung

Das bis zum letzten Platz gefüllte Atrium im Friedrich-Ebert-Haus beim 11. Fried-
rich-Ebert-Gedächtnis-Vortrag.
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traten Vertreter der Liberalen, des Zentrums und der SPD bei.
Doch war das erste unmittelbare Ziel, der Friedensschluss,
noch keineswegs gesichert. Zudem war die Machtstellung
des Militärs im Reichsinnern, namentlich die diktatorische
Gewalt der Kommandierenden Generäle, nicht beseitigt. Die
Reform hätte bei Änderung der militärischen oder politischen
Konjunktur unter Umständen zurückgenommen werden kön-
nen; erst der Umsturz vom November 1918 hat diese Mög-
lichkeit definitiv ausgeschlossen. Es war hauptsächlich eine
Erhebung gegen die Fortsetzung des verlorenen Krieges.
Revolutionen werden nicht „gemacht“ von bewussten Revo-
lutionären, sondern entstehen aus einem spontanen Aufbe-
gehren unzufriedener Volksmassen, dem ein Erosionsprozess
des herrschenden Systems vorausgeht. Obwohl die Ereignisse
in Deutschland in der zweiten Jahreshälfte 1918 auf den Zu-
sammenbruch der alten Ordnung zutrieben, auch wegen der
immer katastrophaleren Versorgungsnot, erwiesen sich die
Vorbereitungen der bewusst revolutionären Gruppen auf den
Aufstand als meist wenig bedeutsam für den Verlauf der Um-
sturzbewegung, die – ausgehend von der Meuterei in der
Hochseeflotte und von den Seehäfen – wie ein Lauffeuer durch
das Reich ging. Befördernd wirkten seit den ersten November-
tagen die Nachrichten über die Revolution in Österreich-Un-
garn. Die Betonung des spontanen Charakters des Umsturzes
bedeutet nicht, dass existierende Gruppenbildungen („Netz-
werke“, wie man heute sagt) im Moment des Umbruchs nicht
doch noch relevant geworden wären. Das gilt etwa für die der
USPD angehörenden „Revolutionären Obleute“ in Berlin, die
in den Metallbetrieben und im freigewerkschaftlichen Me-
tallarbeiterverband stark verankert waren.
Der Aufstand breitete sich zwischen dem 4. und 9. November
von den Küstenstädten ins Innere Deutschlands aus. Auch
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auf die Fronttruppen war jetzt kein Verlass mehr. Dass der
Aufstand – meist widerstandslos – in großen Teilen des Rei-
ches schon gesiegt hatte (einschließlich des Sturzes der Fürs-
tenhäuser) und im Rest des Landes in Gang gekommen war,
verringerte die Chance militärischer Gegenwehr seitens der
alten Gewalten in entscheidendem Maß, als die revolutionäre
Welle am 9. November die Reichshauptstadt Berlin erreichte. 
Zwischen 8 und 10 Uhr am Morgen des 9. November begann
der Generalstreik in den Berliner Großbetrieben, aber auch in
vielen kleineren Betrieben. Aus den Fabriken formierten sich
Demonstrationszüge, die sich zu den Kasernen bewegten, um
die Soldaten zur Verbrüderung aufzurufen und die Offiziere
zu entwaffnen. Abgesehen von einigen, meist kleineren
Schießereien, die allerdings an einer Stelle drei zivile Todes-
opfer forderten, weigerten sich die Truppen überall, gegen
die unbewaffneten Demonstranten vorzugehen. Als Reichs-
kanzler Max von Baden mittags eigenmächtig die Abdankung
des Kaisers bekannt gab, waren die Würfel bereits gefallen.
Im letzten Moment hatte sich die mehrheitssozialdemokra-
tische Führung an die Spitze der Volksbewegung gesetzt und
namentlich die Soldaten auf ihre Seite gebracht. Man hatte
die Revolution eigentlich durch das Vorantreiben der Staats-
reform zu vermeiden gesucht und ging jetzt daran, sie quasi
zu adoptieren.
Der Verlauf des Umsturzes in Berlin bedeutete eine wichtige
Weichenstellung für den gesamten weiteren Gang der deut-
schen Revolution. In einer beachtlichen taktischen Leistung
hatte die Mehrheitssozialdemokratie den Übergang vom Kai-
serreich zur Republik aus der Regierungsbeteiligung (die erst
am 9. November beendet wurde) über die Bündelung außer-
parlamentarischen Drucks, wobei die rebellierenden Massen
den Forderungen der Partei nach Abdankung des Kaisers und
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nach Umbildung der Reichsregierung Nachdruck verleihen
sollten, bis zum Bruch mit der Verfassungslegalität unter
Kontrolle gehalten.
Reichskanzler Max von Baden hatte, jenseits seiner verfas-
sungsmäßigen Kompetenzen, dem SPD-Vorsitzenden Fried-
rich Ebert in einer Besprechung mit führenden Sozial-
demokraten die Geschäfte des Reichskanzlers übergeben,
die Ebert im Rahmen der Reichsverfassung auszuüben ver-
sprach. Zugleich wurde schon die Idee einer verfassungge-
benden Nationalversammlung erörtert. Auch wenn die
„Reichskanzlerschaft“ Eberts in der beabsichtigten Form nur
einige Stunden dauerte, war der Kontinuität suggerierende
Vorgang wichtig für die Autorität des SPD-Spitzenmanns bei
den alten Amtsträgern aller Ebenen, nachdem die mehrfache
Ausrufung der Republik sowie die Übernahme der militäri-
schen Gewalt seitens der Soldatenräte auch in Berlin neue
Tatsachen geschaffen hatten.
Trotzdem waren die Kräfteverhältnisse noch nicht klar ein-
zuschätzen. Jedenfalls verlangte die proletarische Basis, soweit
erkennbar, eine Verständigung der beiden sozialdemokrati-
schen Parteien. Die SPD bot der USPD am Abend des 9. No-
vember den Eintritt in die neue Regierung an. Dass der SPD-
Vorstand nach anfänglicher Zurückweisung von USPD-
Forderungen am folgenden Nachmittag dann die reduzierten
und modifizierten Bedingungen der USPD akzeptierte, war
den über Nacht veränderten Umständen geschuldet. Die Re-
volutionären Obleute hatten in den Betrieben Wahlen für
eine Berliner Räte-Vollversammlung in Gang gebracht, die
am Abend des 10. November zusammentreten und eine neue,
revolutionäre Reichsregierung bestimmen sollte. Somit schien
es unbedingt geboten, vor der schwer kalkulierbaren Ver-
sammlung zu einer Einigung mit der USPD zu gelangen.
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Durch die Forderung nach einer frühestmöglichen Einberu-
fung einer verfassunggebenden Nationalversammlung, an
der die SPD-Volksbeauftragten unbedingt festhielten, ge-
rieten die USPD-Volksbeauftragten von Anfang an in die De-
fensive. Vor allem aus den preußischen Provinzen und, mehr
noch, aus den nichtpreußischen Einzelstaaten artikulierten
die Arbeiter- und Soldatenräte den Wunsch nach der Natio-
nalversammlung, was aber keine Positionierung gegen eine
wie immer verstandene sozialistische Entwicklungsperspek-
tive beinhaltete. Als vom 16. bis 20. Dezember 1918 in Berlin
der Reichsrätekongress tagte, beschloss er mit großer Mehr-
heit die Abhaltung der Wahl bereits am 19. Januar 1919, jetzt
erstmals die Frauen einschließend. 
In der Bewegung vom Spätherbst 1918 gab es nicht nur keine
nennenswerte „bolschewistische“ oder quasibolschewistische
Kraft, sondern auch die bestehenden linksradikalen Gruppen,
unter denen der Spartakusbund die größte war, waren viel
zu schwach, um der realen Rätebewegung ihren Stempel
aufzudrücken. 
Wie muss man sich die „Räte“ in Deutschland 1918/19 vor-
stellen? Ohne damit zunächst eine längerfristige politische
Perspektive zu verbinden, schufen sich die aufständischen
Massen seit Anfang November nach russischem Vorbild und
in Erinnerung an die großen Januarstreiks des Jahres 1918
eigene Vertretungsorgane. Die Soldaten wählten – entspre-
chend den vorgegebenen militärischen Einheiten – „Soldaten-
räte“. Diese traten nicht an die Stelle, sondern neben die alte
militärische Struktur. Die jeweiligen militärischen Führungs-
instanzen erkannten sie durchweg an und sagten Zusam-
menarbeit zu. In den Soldatenräten waren vielfach auch
Offiziere vertreten, vor allem aber mittlere Ränge. Von der
sozialen Zusammensetzung her war das kleinbürgerliche
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Element mindestens so stark vertreten wie das proletarische.
Es kann daher nicht verwundern, dass die Soldatenräte inner-
halb der revolutionären Bewegung eher bremsend auftraten.
Die „Arbeiterräte“, deren Konstituierung im allgemeinen von
einem Generalstreik begleitet war, wurden teilweise, wie in
einer Reihe großer Städte, in den Betrieben gewählt, häufiger
aber gingen sie aus einer Absprache der örtlichen Parteifüh-
rungen von SPD und USPD hervor, teils unter Einschluss
der Freien Gewerkschaften, manchmal auch nichtsozialisti-
scher Arbeitnehmer-Organisationen. Verschiedentlich wurden
Arbeiterräte auch auf „Volksversammlungen“ gebildet bzw.
bestätigt. Normalerweise schlossen sich Soldatenrat und Ar-
beiterrat am jeweiligen Ort zum „Arbeiter- und Soldatenrat“
zusammen, der als oberste Machtinstanz fungierte. Faktisch
hatte er vor allem die Polizeigewalt inne. Die alte Verwaltung
wurde in der Regel mit der Weiterarbeit beauftragt; der
Arbeiter- und Soldatenrat beschränkte sich meist auf die (in
ihrem Ausmaß allerdings sehr unterschiedliche) Kontrolle
ihrer Tätigkeit. Das gilt mit Einschränkung selbst für die
wenigen von der radikalen Linken dominierten Räte.
Die große Mehrheit der deutschen Arbeiter vertraute im
November und Dezember 1918 zweifellos der SPD-Führung;
eine beträchtliche Minderheit folgte dem gemäßigten Flügel
der USPD. Die radikale Linke dominierte lediglich in wenigen
Großstädten und industriellen Zentren, und auch hier stellten
der Spartakusbund, die norddeutschen Linksradikalen und
ähnliche Gruppen innerhalb der radikalen Linken in der Regel
eine Minorität dar. Das Übergewicht der Mehrheits-SPD
verstärkte sich durch die massive Unterstützung von Seiten
der Soldatenbewegung und von Teilen der Mittelschichten.
Auf dem erwähnten ersten nationalen Rätekongress Mitte
Dezember kamen drei Mehrheitssozialdemokraten auf einen
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Unabhängigen. Nur wenige Prozente der Delegierten gehör-
ten kommunistischen Gruppierungen an. Das entsprach zu
diesem Zeitpunkt in etwa den tatsächlichen Mehrheitsver-
hältnissen in der Arbeiterschaft Deutschlands.
Die mehrheitssozialdemokratische Politik war auf die schnellst-
mögliche Überführung der Revolution in ein legales, d. h.
parlamentarisches Stadium gerichtet. Den Entscheidungen
einer nach allgemeinem gleichen Wahlrecht zu wählenden
Nationalversammlung sollte keinesfalls vorgegriffen werden.
Der Rat der Volksbeauftragten sollte – außer auf den Gebie-
ten der Grundrechte und wichtiger sozialpolitischer Refor-
men – praktisch als bloße Interimsregierung fungieren. Die
Arbeiter- und Soldatenräte sollten ausschließlich Hilfsfunk-
tionen für die Verwaltung wahrnehmen und so schnell wie
möglich überflüssig gemacht werden.
Obwohl die größte Zahl der lokalen und regionalen Räteor-
ganisationen von Mehrheitssozialdemokraten und gemäßig-

Traditionelle Kranzniederlegung am Grab Friedrich Eberts auf dem Heidelberger
Bergfriedhof am 6. Februar 2018; in der Mitte Kuratoriumsmitglied Lothar 
Binding (MdB) bei seiner Ansprache. Ihm folgten Dr. Roland Schmidt (vierter r.
neben Lothar Binding), Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Friedrich-
Ebert-Stiftung (Bonn/Berlin), und Kuratoriumsmitglied Dr. Joachim Gerner, 
Bürgermeister der Stadt Heidelberg (ganz r.).



PETER  BRANDT

28

ten Unabhängigen dominiert wurde, neigten die SPD-Führer
dazu, in ihnen Instrumente einer radikalen Sozialrevolution
nach russischem Vorbild zu sehen. Jedenfalls spielte die je-
weilige Wahrnehmung der inneren Entwicklung Russlands
seit dem März 1917 eine wichtige Rolle für die Wahrneh-
mung der deutschen Vorgänge. Noch stärker als für die
Mehrheitssozialdemokraten gilt das für bürgerliche Liberale,
auch solche des linken Flügels, für die Rechte ohnehin.
Bei ihrer Politik hatten die Mehrheitssozialdemokraten, neben
ihrer prinzipiellen parlamentarisch-demokratischen Orientie-
rung, die gravierenden situationsbedingten Probleme Deutsch-
lands im Auge, die von der Regierung angesichts der Kriegs-
niederlage gelöst werden mussten, wie den Abschluss des
Waffenstillstands (11. November 1918) mit der Rückführung
und Demobilisierung des Heeres und – so hoffte man – einen
erträglichen Frieden, die Sicherung der Ernährung, die Um-
stellung der Produktion auf Friedenswirtschaft und die
Bewahrung der Reichseinheit. Für die Bewältigung dieser
Aufgaben meinte man die traditionellen Eliten: das Offiziers-
korps, die Beamtenschaft und die Unternehmer (einschließ-
lich der Großgrundbesitzer), nicht entbehren zu können. Bei
der Zurückdrängung des Einflusses der Arbeiter- und Solda-
tenräte verbanden sich also insofern sachliche, verfassungs-
politische und machtpolitische Motive. Die Gleichberech-
tigung der USPD-Volksbeauftragten blieb, auch wegen deren
größerer Passivität, auf dem Papier stehen. 
Hugo Haase hatte ab 1911 neben August Bebel und ab 1913
neben Friedrich Ebert der SPD vorgestanden, bevor er Vorsit-
zender der neu gegründeten USPD geworden war. Er sollte
verabredungsgemäß mit Ebert dem Rat der Volksbeauftrag-
ten präsidieren. De facto übernahm Ebert allein die Leitung
des Gremiums. Daneben arbeiteten die Leiter der obersten
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Reichsämter – nach den generellen Anweisungen der neuen
Regierung – weiter. Sie waren keineswegs nur „technische
Gehilfen“ des Rats der Volksbeauftragten und stärkten mit
einer selektiven Loyalität, ebenso wie der gesamte Regie-
rungs- und Verwaltungsapparat, einseitig die mehrheits-
sozialdemokratischen Volksbeauftragten, namentlich Ebert
persönlich. Dass es hinter den Kulissen bereits am 10. Novem-
ber zu einer, zunächst eher technisch gemeinten,  Koopera-
tionsabsprache Eberts mit General Wilhelm Groener, dem
Nachfolger Ludendorffs in der Obersten Heeresleitung, kam,
sicherte dessen Machtposition zusätzlich.
Die USPD war von ihrer Gründung im Frühjahr 1917 bis zu
ihrer Spaltung im Herbst 1920 eher ein Ausdruck der sich ra-
dikalisierenden Massenbewegung, als dass sie als Partei ge-
schlossen auf diese eingewirkt hätte. Der in der Parteiführung
zunächst vorherrschende, relativ gemäßigte Flügel formu-
lierte Auffassungen, die vielfach die Bestrebungen der revo-
lutionär-demokratischen Massenbewegung ausdrückten. Die
Wahl der Nationalversammlung wurde grundsätzlich akzep-
tiert, doch sollte sie mehrere Monate hinausgeschoben wer-
den, in denen irreversible Tatsachen geschaffen werden
sollten. Die Stellung der USPD-Führung wurde indessen da-
durch erschwert, dass ein von Anfang an zunehmender Teil
der Parteibasis ihre Politik der Zusammenarbeit mit der SPD
von links kritisierte. Die USPD-Linke suchte nach Möglich-
keiten, die Revolution – auch gegen die Mehrheitssozialde-
mokratie – in Richtung eines Rätesystems weiterzutreiben.
Die Aufrechterhaltung von „Ruhe und Ordnung“, die geord-
nete Durchführung der Demobilisierung unter dem Druck der
harten Waffenstillstandsbedingungen, die Sicherung der Er-
nährung usw. wurden von den Arbeiter- und Soldatenräten
in Übereinstimmung mit den Regierungen des Reiches und
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der Länder als zentrale Aufgaben angesehen, und darauf war
ihre praktische Arbeit hauptsächlich ausgerichtet. Allerdings
wurde erwartet, dass die revolutionäre Übergangsperiode von
der neuen Staatsführung zu entschiedenen demokratischen
Strukturreformen genutzt würde: Schaffung eines „demo-
kratischen Volksheeres“, Demokratisierung der Verwaltung,
Arbeitermitbestimmung und Teilsozialisierung der Wirtschaft,
namentlich des Bergbaus. Entsprechende Beschlüsse hatte
der Rätekongress gefasst.
Mit dem aus der Fraktionierung in der Berliner Arbeiterschaft
entstandenen sog. „Spartakusaufstand“ und der Ermordung
Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts zerbrach im Januar
1919 die Einheit der revolutionären Bewegung endgültig. Die
USPD gehörte der Regierung seit dem Jahreswechsel nicht
mehr an. In der zweiten Phase der Revolution – dem Versuch,
die Revolution zu sichern und weiterzutreiben – kam es zu
einer Reihe lokaler Aufstände der radikalen Linken, in deren
Verlauf auch „Räterepubliken“ gegründet wurden, in erster
Linie in Bremen (Januar/Februar 1919) und München (April
1919). In Mannheim trat Ende Februar 1919 für ganze zwei
Tage eine „Räterepublik Kurpfalz“ ins Leben. Die lokalen Auf-
stände und Räterepubliken verfügten trotz teilweise be-
trächtlicher Massenmobilisierung über kein ausreichendes
Gewicht, um auch nur vorübergehend die Machtfrage wirk-
lich zu lösen. Das Lager der Aufständischen zerfiel durchweg
an inneren Widersprüchen, noch bevor die gegenrevolutio-
nären Freiwilligen-Einheiten, die „Freikorps“, im Auftrag der
Reichsregierung in Aktion traten und mehrfach Zustände
herbeiführten, für die der Ausdruck „weißer Terror“ keine po-
lemische Übertreibung ist. Während der November 1918,
kaum übertrieben, als erste friedliche Revolution Deutsch-
lands bezeichnet werden kann, forderte der schleichende
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Bürgerkrieg seit Januar 1919 Tausende Opfer, ganz überwie-
gend auf seiten revolutionärer Arbeiter und der unbeteiligten
Zivilbevölkerung.
Parallel zu diesen Kämpfen entstand jedoch, anknüpfend an
die schon seit Ende November 1918 sich ausbreitenden öko-
nomischen Streiks, eine neue Massenbewegung. In den indus-
triellen Zentren Deutschlands verlagerte sich das Schwerge-
wicht des Kampfes von der staatlichen Ebene auf die Ebene
der direkten Konfrontation von Arbeit und Kapital in den Be-
trieben. Die Bergarbeiter des Ruhrgebiets traten im Februar
und im April 1919 in den Flächenstreik, die mitteldeutschen
Arbeiter im Februar, die Berliner Arbeiter Ende Februar/An-
fang März. Auch in Oberschlesien, in Württemberg und an
anderen Orten kam es zu General- oder Massenstreiks. Die
Parole der „Sozialisierung“ beschränkte sich hier keineswegs
auf Verstaatlichung, sondern drückte – verbunden mit kon-
kreten Forderungen nach besseren Lebens- und Arbeitsver-
hältnissen und insbesondere nach einem inner- und über-
betrieblichen „wirtschaftlichen“ Rätesystem – das Verlangen
der Arbeiter nach Selbstbestimmung und Selbstverwaltung
aus.
Die Bewegung umfasste Arbeiter verschiedener politischer
Richtungen. In erster Linie ging es hier aber nicht um ein
Bündnis von politischen Parteien, sondern um neuartige For-
men rätesozialistischer und quasi syndikalistischer Massen-
aktionen, die sich mit keiner Gruppierung ohne weiteres
identifizieren lassen. Mit den Räten aus der ersten Phase der
Revolution – soweit sie noch bestanden – hatte die spontane
Streik- und Sozialisierungsbewegung, abgesehen von Aus-
nahmefällen, nicht direkt zu tun. Was die Bewegung an an-
tikapitalistischer Radikalität gewann, büßte sie indessen an
Breite in der Gesellschaft ein. Der Novemberumsturz hatte
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gewiss die Mehrheit des Volkes hinter sich, zumindest passiv,
die Sozialisierungsbewegung vermutlich die Mehrheit der Ar-
beiter der Großbetriebe, aber wohl nur eine beträchtliche
Minderheit der Bevölkerung insgesamt.
Die Staats- und Gesellschaftsordnung der ersten deutschen
Republik war somit eine Resultante aus dem Sieg der demo-
kratischen Arbeiter- und Volksbewegung im November 1918
und der, teilweise gewaltsamen, Eindämmung der weiterrei-
chenden, durchaus unterschiedlichen Bestrebungen großer
Teile der Arbeiterschaft im Winter und Frühjahr 1919. Die
parlamentarische Demokratie in der Form der Republik trat
an die Stelle der konstitutionellen Monarchie. Dem Reichstag
stand nun das volle Sortiment zeitüblicher parlamentarischer
Rechte zur Verfügung, auch wenn in der Verfassung die Ent-
scheidungsgewalt auf die präsidiale Staatsspitze und die
parlamentsabhängige Regierung verteilt war. 
Neu und wegweisend war nicht nur die repräsentativ-demo-
kratische Staatsform, sondern auch die Idee des „sozialen
Rechtsstaats“. Diese Idee negierte nicht den traditionellen
liberalen Rechtsstaat, der jedoch durch neue soziale Inhalte
erweitert werden sollte. Der fünfte Abschnitt über „Das Wirt-
schaftsleben“ in der neuen Reichsverfassung formulierte
sozialstaatliche Grundsätze, gab dem Staat das Recht zur
Vergesellschaftung von Unternehmen sowie zum Aufbau
eines Systems der Gemeinwirtschaft und enthielt in Art. 165
Restelemente des Rätegedankens. Somit konnte man in der
Weimarer Verfassung vom 11. August 1919 einen Basiskom-
promiss zwischen den sozialen Klassen und politischen
Parteien sehen, genauer: zwischen der reformerischen Ar-
beiterbewegung und dem republikanisch orientierten bzw.
der Republik gegenüber aufgeschlossenen Teil des Bürger-
tums.
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Diesen Basiskompromiss ergänzte die am 15. November 1918
besiegelte Zentral-Arbeitsgemeinschaft (ZAG) der Spitzen-
verbände von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, durch die
die Gewerkschaften von der Gegenseite erstmals generell als
Tarifpartner anerkannt wurden. Für die Industriellen sollte
das Abkommen vor allem eine Versicherung gegen drohende
Entmachtung und Enteignung bieten. Dennoch: Mit den
neuen Verhältnissen ging ein gewaltiger Aufschwung der Ge-
werkschaftsbewegung einher. Und die Tarifvertragsverord-
nung der Regierung der Volksbeauftragten vom 23. Dezember
1918 leitete die Epoche des kollektiven Arbeitsrechts in
Deutschland ein. 
In diesen Zusammenhang gehörten auch die obligatorische
Einrichtung von gewählten Vertretungskörperschaften der
Arbeitnehmer in den Betrieben – anknüpfend an das Kriegs-
Hilfsdienstgesetz vom Dezember 1916 – und die Regelung von
deren Zuständigkeiten, insbesondere im Hinblick auf die in-
nerbetrieblichen Mitbestimmungsrechte. Auch hier war der
infolge der staatlichen Neuordnung erzielte Rechtsfortschritt
erheblich. Doch zugleich beleuchtete das zähe Ringen um
das Betriebsrätegesetz, wie weit die innenpolitische Polarisie-
rung, die den Weimarer Basiskompromiss bereits nach wenigen
Monaten bedrohte, schon um die Jahreswende 1919/20 vor-
angeschritten war. Neben den Parteien der Rechten stimmte
auch die USPD gegen das Gesetz, da ihr die vorgesehenen
Betriebsräte lediglich als Kümmerform der revolutionären
Betriebsräte von 1918/19 erschienen. Eine linke Massenkund-
gebung vor dem Reichstag am 13. Januar 1920 wurde von
Sicherheitskräften beschossen; 42 Tote blieben zurück. Den
daraufhin zum wiederholten Mal verhängten Ausnahme-
zustand empfanden weite Kreise der Arbeiterschaft, über die
radikale Linke hinaus, als gegen sich gerichtet – man sprach
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von der „Noske-Politik“ unter Bezugnahme auf den mehr-
heitssozialdemokratischen Reichswehrminister Gustav Noske,
den Hauptverfechter der Zusammenarbeit mit dem alten Of-
fizierskorps –, und die Arbeiter wandten sich, wie schon 1919
erkennbar, mehr und mehr der USPD zu.
Es spricht manches für die Annahme, mit der breiten und
erfolgreichen Abwehr des Kapp-Lüttwitz-Putsches im März
1920 habe sich den Sozialisten und entschiedenen Republi-
kanern noch einmal eine Chance aufgetan, Versäumnisse der
ersten Nachkriegsmonate aufzuholen und die Demokratie
durch eine deutliche Entmachtung der alten aristokratisch-
großbürgerlichen Eliten zu fundieren. Eine nachhaltige
Wende in der innenpolitischen Entwicklung Deutschlands,
die seit Anfang 1919 in Richtung Gegenrevolution zu ver-
laufen schien, wurde indessen unmöglich durch den Einsatz
der Reichswehr gegen die aufständischen Ruhrarbeiter, die
ihrem Selbstverständnis nach den Abwehrkampf der gesam-
ten Arbeiterbewegung gegen den Putschversuch fortsetzten,
und generell durch die Kompromissunfähigkeit der beiden
sozialdemokratischen Parteien untereinander.
In Preußen, dem mit Abstand größten Gliedstaat des Deut-
schen Reiches, begann im Gefolge der Märzereignisse von
1920 unter einer neuen Führung von SPD und Regierung im-
merhin eine Auswechslung demokratiefeindlicher oder unzu-
verlässiger Beamter im Staatsapparat einschließlich der Polizei.
Preußen wurde zum republikanischen „Bollwerk“, während in
Bayern der Kapp-Putsch zu einer staatsstreichähnlichen Ver-
schiebung der politischen Achse nach rechts genutzt wurde,
die die Position des süddeutschen Freistaates als antirepubli-
kanische „Ordnungszelle“ befestigte.
Bei den Wahlen zur Nationalversammlung im Januar 1919
hatten die Parteien der Weimarer Koalition – die Mehrheits-
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sozialdemokratie, die katholische Zentrumspartei und die
liberale DDP – über drei Viertel der Stimmen erhalten, wäh-
rend SPD (37,9 %) und USPD (7,6 %) zusammen unterhalb
der absoluten Mehrheit und damit der Möglichkeit, eine par-
lamentarische „Arbeiterregierung“ zu bilden, blieben. Aller-
dings war die Neigung dahin auf beiden Seiten ohnehin nicht
groß. Die parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse entspra-
chen schon bald nicht mehr den gesellschaftlichen Kräftever-
hältnissen: Nicht nur waren, von den politischen Amtsträgern
abgesehen, im großen Ganzen die Männer der alten Eliten in
Industrie, Finanzwesen und Landwirtschaft, Militär, Verwal-
tung und Justiz in ihren Positionen verblieben. Auch lehnte
ein beträchtlicher Teil des bürgerlichen Spektrums die demo-
kratische Republik als solche ab. Die Reichstagswahlen im
Juni 1920 ergaben denn auch nicht einmal mehr 50 % der
Stimmen für die Weimarer Koalition. Hier ist allerdings rela-
tivierend hinzuzufügen, dass der auf 17,9 % angewachsene
Stimmenanteil der USPD (SPD 21,7 %, KPD 2,1 %) nicht ein-
fach als republikfeindlich verbucht werden darf.
Bei der Ablehnung der Republik, nicht zuletzt unter jungen
Akademikern, spielten die Kriegsniederlage und der Versailler
Frieden eine heute häufig unterschätzte bzw. fehlgedeutete
Rolle. „Versailles“ wurde auch in der Mitte und auf der Linken –
nicht ohne Berechtigung – als Gewaltfrieden angesehen und
nur unter äußerstem Widerstreben in der parlamentarischen
Abstimmung angenommen. Das bewahrte die Republikaner,
namentlich die Sozialdemokraten, nicht davor, mit einer hass-
erfüllten Kampagne gegen die „November-Verbrecher“ kon-
frontiert zu werden.
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IV. Reform und Revolution und ihre Alternativen

Gewiss: Die revolutionäre Ablösung der Hohenzollernmonar-
chie und der übrigen Dynastien war dem Deutschen Reich
nicht zwangsläufig vorherbestimmt. Es waren immer wieder
andere Weichenstellungen möglich, und der internationale
Vergleich macht deutlich, wie unstet noch lange die Entwick-
lung zur bzw. der parlamentarischen Demokratie auch in den
west- und nordeuropäischen Ländern verlief. Und ebenso
wenig lässt sich der Untergang der Weimarer Republik 1933
aus den Entscheidungen und Unterlassungen von 1918/19
geradlinig ableiten. Es kann aber auch nicht bestritten wer-
den, dass zu den Voraussetzungen des Aufstiegs der NSDAP
neben dem Versailler Vertrag und der Weltwirtschaftskrise
auch die innere Schwäche der Republik gehörte, die nicht
zuletzt aus ihrer revolutionär-gegenrevolutionären Entste-
hungsgeschichte resultierte. Es war das Spannungsverhältnis
zwischen der demokratischen Verfassung und einer stark
durch antidemokratische Kräfte geprägten gesellschaftlichen
Wirklichkeit, das die Weimarer Republik in so hohem Maße
krisenanfällig machte. Durch revolutionäre Aktion der Sol-
daten und Arbeiter zustande gekommen, blieb die Demokra-
tie von Weimar hinter den Erwartungen auch der gemäßig-
teren Teile der Volksbewegung zurück. Für eine von Anfang
an große und später noch wachsende Fraktion des Bürger-
tums ging der Verfassungskompromiss indessen schon viel
zu weit, indem er der reformerischen Arbeiterbewegung eine
unerwünscht starke Machtposition beließ.
Trotzdem spricht vieles dafür, dass die Weimarer Republik
ohne die Weltwirtschaftskrise von 1929-1933 – oder mit einer
anderen wirtschaftspolitischen Reaktion der Staaten auf die
Krise – überlebt hätte. Ebenso fatal war die Tatsache, dass
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das Amt des Reichspräsidenten während der Existenzkrise der
Republik in den Händen des überzeugten Monarchisten Paul
von Hindenburg lag, der mit seinen Notverordnungsregie-
rungen seit 1930 eine autoritäre Revision der Verfassungs-
realität betrieb und Ende Januar 1933 den Führer der NSDAP,
der mit Abstand wählerstärksten, aber im November 1932 bei
erneuten Reichstagswahlen deutlich geschwächten und
selbst zusammen mit den verbündeten Deutschnationalen
weit unterhalb einer parlamentarischen Mehrheit befind-
lichen Partei ohne zwingenden Grund zum Reichskanzler
ernannte.
Mitte der 1920er Jahre als Friedrich Ebert, Reichspräsident
seit 1919, starb, hatte sich das Deutsche Reich, jetzt als de-
zidiert bürgerliche Republik, zunächst konsolidiert: wirt-
schaftlich, innen- und außenpolitisch. Entsprechendes lässt
sich für die demokratischen Republiken und parlamentari-
schen Monarchien Nord- und Westeuropas sagen, auch für
Österreich und die Tschechoslowakei. Im Süden des Konti-
nents, in Italien und Spanien, regierten inzwischen Diktato-
ren, in Spanien eher konservativer Art. In keinem der anderen,
namentlich der neuen Staaten des östlichen Mitteleuropa
und Südosteuropas hatte die parlamentarische Demokratie
Wurzeln geschlagen. Angefangen mit Ungarn seit 1920 mu-
tierten die Staaten in autoritäre Regime, wobei diese wäh-
rend der 1920er Jahre zumeist im formalen Rahmen des
Konstitutionalismus blieben. Die vielfach noch von archai-
schen Elementen des (namentlich agrarischen) Soziallebens
(außerökonomische Abhängigkeiten, Klientelismus, Analpha-
betismus usw.) geprägten Gesellschaften mit ihrem geringen
Grad staatlicher Durchdringung, besonders auf dem Balkan,
boten – ebenso wie die dort im Staatsgefüge eingespielten
Mechanismen der Korruption und der Wahlmanipulation –
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einerseits Anknüpfungspunkte für autoritäre Regierungsfor-
men, setzten diktatorischen Bestrebungen andererseits aber
in gewisser Weise auch Grenzen, weil die tradierten gesell-
schaftlichen Herrschaftsverhältnisse bei den politischen Um-
gestaltungen im Wesentlichen nicht in Frage gestellt wurden.
Die revolutionäre Herausforderung schien in Europa Mitte
der 1920er Jahre vorbei zu sein, ebenso die extreme, gewalt-
same Gegenrevolution; selbst Sowjetrussland schien mit der
Neuen Ökonomischen Politik und der damals oft für relativ
gemäßigt gehaltenen Stalin‘schen Linie in ein ruhigeres Fahr-
wasser geraten zu sein. Italiens Faschismus zeigte noch nicht
ganz seinen totalitären Charakter. Außerdem erweckten die
Locarno-Verträge und besonders die deutsch-französische
Annäherung die nicht abwegige Hoffnung auf eine qualitativ
neue Friedensordnung für Europa. Nur wenige Jahre später
stellte sich die Szenerie wiederum anders dar, und die mitt-
leren und späten 1920er Jahre erwiesen sich lediglich als
Atempause im „Zeitalter der Extreme“, als Waffenstillstand
im „Europäischen Bürgerkrieg“.
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Stiftung 
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte

Die Stiftung zu Ehren des ersten Reichspräsidenten Friedrich Ebert (1871–
1925) wurde am 19. Dezember 1986 durch Bundesgesetz errichtet. Die
bundesunmittelbare Stiftung öffentlichen Rechts mit Sitz in Heidelberg
hat nach dem Gründungsgesetz die Aufgabe, „das Andenken an den ersten
deutschen Reichspräsidenten Friedrich Ebert zu wahren und einen Beitrag
zum Verständnis der deutschen Geschichte seiner Zeit zu leisten“. 

Die von der Stiftung unterhaltene Gedenkstätte, das Friedrich-Ebert-Haus
in Heidelberg, wurde am 11. Februar 1989, dem 70. Jahrestag der Wahl
Eberts zum Reichspräsidenten, eröffnet. Herzstück ist als authentischer
Ort der Geschichte die kleine Wohnung, in der Friedrich Ebert am 4. Februar
1871 als siebtes von neun Kindern eines Schneidermeisters geboren wurde.
Daneben zeichnet die 2007 eröffnete neue Dauerausstellung „Vom Arbei-
terführer zum Reichspräsidenten – Friedrich Ebert (1871–1925)“ den Weg
des sozialdemokratischen Parteiführers an die Spitze der ersten deutschen
Demokratie nach. Der ungewöhnliche Lebensweg vom Sattler zum Staats-
oberhaupt wird in die Geschichte seiner von Umbrüchen gekennzeichne-
ten Zeit eingebettet: vom Kaiserreich über den Ersten Weltkrieg bis in die
Anfangsjahre der von ihm mitbegründeten Weimarer Republik. Die Stif-
tung betreibt eigene Forschungen über Friedrich Ebert und zu zentralen
Fragen seiner Zeit und regt hierzu wissenschaftliche Untersuchungen an.

Blick in Raum 1 der Dauerausstellung.
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Mit einem vielschichtigen Veranstaltungsangebot hat sich das Friedrich-
Ebert-Haus in der Heidelberger Pfaffengasse 18 als ein lebendiger Lernort
deutscher Demokratiegeschichte etabliert. Das zeigt sich in einer stetig
wachsenden Zahl von Besuchern, in der anerkannten Forschungs- und
Publikationstätigkeit sowie in der Vielzahl und in der Bandbreite ihrer po-
litisch-historischen Bildungsaktivitäten, vor allem mit Schülerinnen und
Schülern. Die Besucherzahlen der Gedenkstätte haben sich mit rund
70.000 pro Jahr auf hohem Niveau eingependelt. Die Stiftung unterhält
weiterhin drei durch die Republik reisende Wanderausstellungen: über
Friedrich Ebert und seine Zeit, über die Weimarer Reichskanzler und über
den Reichspräsidenten in der Karikatur.
Die Stiftung trägt auf diese vielfältige Weise dazu bei, die Erinnerung an
den großen Sozialdemokraten und Staatsmann wachzuhalten, der als
Gründer und Garant der Weimarer Republik einer der Wegbereiter der
modernen deutschen Demokratie ist. 

Friedrich-Ebert-Haus, Pfaffengasse 18, Heidelberg
Öffnungszeiten: April bis Oktober: Dienstag bis Freitag: 9 – 18 Uhr, Sams-
tag und Sonntag: 10 – 18 Uhr; November bis März: Dienstag bis Freitag:
9 – 17 Uhr, Samstag und Sonntag: 10 – 17 Uhr Der Eintritt ist frei. 
Kostenlose Führungen für Gruppen durch die ständige Ausstellung und
Sonderausstellungen nach Vereinbarung. Das Haus ist barrierefrei.

Friedrich-Ebert-Haus in der Pfaffengasse mit Aufgang zur Geburtswohnung.
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